Geſetzblatt 
. kr Die Freie Stadt Deng 
Nr. 16 Ausgegeben Danzig, den 10. Juli 5 1929 


nhalt. Geſetz über die Vornahme einer Volkszählung in der Freien Stadt Danzig im Jahre 1929 (S. 107). — 
Verordnung über die Bildung von Betriebsvertretungen nach dem Geſetz betreffend inrichung von Arbeitnehmer- 
Ausſchüſſen im Bereich der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung (S. 107). — Ausführungsbeſtimmungen zur Wahl⸗ 
ordnung zum Geſetz betreffend Einrichtung von Arbeitnehmer⸗Ausſchüſſen vom 18. 9. 1928 (S. 109). — Beikritt der 
Schweizer Eidgenoſſenſchaft zum internationalen Abkommen über den Schutz des gewerblichen Eigentums (S. 111). — 
Druckfehlerberichtigung (S. 111). — Geſetz über die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes der Freien Stadt 
Danzig'für das Rechnungsjahr 1929 (S. 111). 8 


38 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz i a 
über die Vornahme einer Volkszählung in der Freien Stadt Danzig im Jahre 1929. 
Vom 26. 6. 1929. 
8 1% EE GE 
Im Jahre 1929 findet im Gebiete der Freien Stadt Danzig eine Volkszählung ſtatt. 


8 2. 

Die Durchführung der Zählung erfolgt durch das Statiſtiſche Landesamt der Freien Stadt Danzig, 
die Gemeinden und Gemeindeverbände werden dazu herangezogen. GE N f 

8 3. 3 e e > Re 

Die vorzulegenden Fragen dürfen ſich beziehen auf den Perſonen⸗ und Familienſtand, die Religion, 

die Staatsangehörigkeit, den Beruf und Gewerbezweig, in dem der Beruf ausgeübt wird, die Arbeitsſtätte 

(nach Gemeinde, Straße und Hausnummer), für vorübergehend Anweſende auch auf die Wohnſitzgemeinde. 
§ 4. 4 Ä 

Der Senat beſtimmt den Tag der ſtatiſtiſchen Aufnahme und erläßt die zur Ausführung dieſes 


Geſetzes nötigen Anordnungen. 8 5. 


Soweit durch das von den Gemeinden und Gemeindeverbände benötigte Perſonal Koſten ver⸗ 
urſacht werden, trägt dieſe die betreffende Gemeinde bezw. der Gemeindeverband. Im übrigen entſtehende 
Koſten werden vom Staat zu ¼ und von den Gemeinden zu ½ getragen. Für die Verteilung des auf die 
Gemeinden entfallenden Fünftels iſt die neu feſtgeſtellte Bevölkerungszahl maßgebend. 


8 6. 

Wer die auf Grund dieſes Geſetzes an ihn gerichteten Fragen wiſſentlich wahrheitswidrig beantwortet 
oder diejenigen Angaben zu machen verweigert, welche ihm nach dieſem Geſetz und den zur Ausführung 
desſelben erlaſſenen Vorſchriften obliegen, wird mit Geldſtrafe bis zu eintauſend Gulden beſtraft. 

Danzig, den 26. Juni 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Gehl. 


39 Verordnung 
über die Bildung von Betriebsvertretungen nach dem Geſetz betreffend Einrichtung von Arbeit⸗ 
nehmer⸗Ausſchüſſen (Geſ. betr. Err. von AA.) im Bereich der Poſt- und Telegraphen verwaltung (PTB.) 
Vom 2. 7. 1929. \ 
Auf Grund des $ 61 des Geſetzes betreffend Errichtung von Arbeitnehmer-Ausſchüſſen (Gef. betr. 
Err. von AA.) (Geſetzbl. S. 173) wird nach Verhandlung mit den beteiligten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
einigungen der Arbeitnehmer folgendes verordnet: EE RER 2 


A. Aufbau der Betriebsvertretungen, n 


seh Ni EE EE SE 
Im Bereich der Poſt- und Telegraphenverwaltung (PTL.) werden Einzelbetriebsvertretungen 
(Einzel⸗BV.) und ein Zentralarbeitnehmerausſchuß (3A A.) gebildet. Ze 

(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 7. 1929.) VVV 


I. Einzelbetriebsvertretungen: 
8 2. e 
Eine Betriebsvertretung (BV.) (Arbeitnehmerausſchuß, Arbeiterausſchuß, Angeſtelltenausſchuß, 
Betriebsobmann) wird gebildet: 
ep für die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung (PTV.) mit Einſchluß des Poſtſcheckamts, 
2. für die Poſtämter Danzig 1 und Danzig 5, 

3. für die Poſtämter Danzig⸗Langfuhr und Danzig⸗Neufahrwaſſer, 

4. für jedes andere ſelbſtändige Verkehrsamt (VA.) mit Einſchluß der zugehörigen "Bot, 
agenturen (Pag.), für die Telegraphenbauabteilung, das Telegraphenzeugamt und die 
Telegraphenbaubezirke Kalthof und Tiegenhof. 

Die Zahl der bei den einzelnen Verkehrsämtern (VA.) beſchäftigten Arbeitnehmer ſtellt die PTV. 
im Benehmen mit den Einzel⸗BV., wo ſolche vorhanden find, feſt; Stichtag für die Feſtſtellung bei den 
allgemeinen Neuwahlen ($ 15 Abſ. 1 AAG.) iſt der 10. Juli desjenigen Kalenderjahres, in dem zu 
wählen iſt. 
88. 
Die Arbeitnehmer eines VA., bei dem wegen der geringen Zahl der Arbeitnehmer weder ein AA. 
zu errichten noch ein Betriebsobmann zu wählen iſt, werden durch den ZA A. vertreten. 


II. i ER (ZA A.). 
Für den geſamten Bereich der PTV. wird = der PTV. in Danzig ein Zentralarbeitnehmer⸗ 
ausſchuß gebildet. 
b 8 5. 
Der ZA A. beſteht aus fünf Mitgliedern. Dieſe werden aus der Mitte der wählbaren Arbeitnehmer 
in unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundſätzen der Verhältniswahl auf die Dauer von zwei 
Jahren von den im Bereich der PTV. beſchäftigten wahlberechtigten Arbeitnehmern gewählt. 


B. Abgrenzung der Befugniſſe der Betriebsvertretungen (BV.). 
8 6. 

Die örtlichen Vertretungen (Arbeitnehmerausſchuß, Arbeiterausſchuß, Angeſtelltenausſchuß, Betriebs- 
obmann) befaſſen ſich im Rahmen der ihnen nach dem Geſ. betr. Err. von AA. zuſtehenden Befugniſſe 
nur mit örtlichen Angelegenheiten. d 

Der ZAA. iſt den örtlichen BV. nicht übergeordnet. Er hat im Rahmen des Gef. betr. Err. von 
AA. folgende Befugniſſe: 

a) Erledigung von Angelegenheiten, die über den Bereich der örtlichen Dienſtſtelle weit hinaus⸗ 
gehen und für alle Arbeitnehmer von allgemeiner Bedeutung ſind, 

b) Erledigung der Angelegenheiten, die ihm wegen ihrer allgemeinen Bedeutung für alle Arbeiter 
von anderen BB. zugewieſen werden und 

c) Vertretung der Arbeitnehmer bei kleineren BU, die wegen ihrer geringen Zahl feine eigene 
örtliche Betriebsvertretung haben. 


C. Beſondere Beſtimmungen. 
8 7. 
Auf den ZAA. finden die Beſtimmungen der 88 6 und 27 des Gef. betr. Err. von AA. keine 
Anwendung. Die AA. wählen einen erſten und einen zweiten Vorſitzenden, die, wenn die Vertretungen 
ſowohl Arbeiter wie Angeſtellte als Mitglieder haben, nicht derſelben Gruppe angehören dürfen. 


8 8. 
Der Wahltag muß ein Werktag (möglichſt Sonnabend) ſein. Werden mehrere Tage für die 
Stimmabgabe feſtgeſetzt, ſo muß ſich darunter ein Sonntag oder öffentlicher Ruhetag befinden. 


8 9. 
Die zweijährige Wahlzeit beginnt erſtmals am 1. Oktober 1929. Sie läuft ſodann ſtets vom 
1. Oktober bis zum 30. September des übernächſten Jahres weiter. 2 
Die Einzel⸗BV. und der ZA A. werden in einem Wahlgang gewählt; den Zeitpunkt der Wahl be- 
ſtimmt der Zentralwahlvorſtand. 
| Der Wahlvorſtand (8 23 Abſ. 1 des Gef. betr. Err. von AA.) iſt ſpäteſtens 8 Wochen vor Ablauf 
der Wahlzeit zu wählen. 
Iſt innerhalb der zweijährigen Wahlzeit eine Neuwahl erforderlich, ſo endet die Amtsdauer der 
neu gewählten BV. mit dem Ablauf der allgemeinen Wahlzeit. 
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8 10. 
Der Senat erläßt nach Verhandlung mit den beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeit⸗ 


nehmer nährere Beſtimmungen über das Wahlverfahren und zwar als Ausführungsbeſtimmungen zur 
Wahlordnung zum Gef. betr. Err. von AA. vom 18. September 1928 (Geſetzbl. S. 189). WEEN 


g 11. 
Mindeſtens der 1. Vorſitzende ſoll am Sitz der Vertretung beſchäftigt fein, 


8 12. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 2. Juli 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Arezynski. 


40 Ausführungsbeſtimmungen zur Wahlordnung 
zum Geſetz betreffend Errichtung von Arbeituehmer⸗Ausſchüſſen vom 18. 9. 1928 (Geſetzbl. S. 189). 
Vom 2. 7. 1929. 5 


Auf Grund des § 10 der Verordnung über die Bildung von Arbeitnehmerausſchüſſen (AA.) im 
Bereich der Poſt- und Telegraphenverwaltung (PTV.) vom 2. Juli 1929 wird folgendes beſtimmt: 


Zu Abſchnitt I (81—28 der Wahlordnung). 


SL 
Für die Wahl der Einzelbetriebsvertretung (Einzel⸗BV.) und des Zentralarbeitnehmerausſchuſſes 
(ZUA.) iſt je ein Stimmzettel zu verwenden; er muß die Arbeitnehmervertretung, für die gewählt wird, 
durch Überſchrift bezeichen, z. B.: S 
Einzelbetriebsvertretung (Einzel-BB.) oder 
N Zentralarbeitnehmerausſchuß (Z AA.). 
Der Wähler hat ſeine Stimmzettel in einem Wahlumſchlag abzugeben. 
Der Wahlumſchlag hat für 
die Wahl der Einzel⸗BV. und für 
die Wahl des ZA A. 
nur je einen Stimmzettel zu enthalten. Befinden ſich in einem Wahlumſchlage für eine dieſer Wahlen 
mehrere Stimmzettel, ſo werden ſie, wenn ſie vollſtändig übereinſtimmen, nur einfach gezählt, andernfalls 
als ungültig angeſehen. d 


Zu 8 1. 
1. Mit der Beſchaffung der Stimmzettel hat ſich die PTV. nicht zu befaſſen. 
2. Laut Verordnung vom 2. Juli 1929 8 9 werden die Einzel⸗BV. und der Z AA. in einem 
Wahlgang gewählt; den Zeitpunkt der Wahl beſtimmt der Zentralwahlvorſtand. 


8 2. N J bg 
Iſt ein Wähler aus dienſtlichen oder beſonderen perſönlichen Gründen verhindert, ſeine Stimm⸗ 
zettel perſönlich abzugeben, ſo kann er den Wahlumſchlag mit den Stimmzetteln in einem zweiten ver⸗ 
ſchloſſenen und mit ſeinem Namen verſehenen Umſchlag einem Mitglied des Wahlvorſtandes früheſtens 
am dritten Tage vor der Wahl perſönlich übergeben. Wahlberechtigte, die zu einer Einzel⸗BV. nicht 
wählen, können den Wahlumſchlag mit den Stimmzetteln für den AA. in einem zweiten verſchloſſenen 
und mit dem Namen des Abſenders verſehenen Umſchlag an den Zentralwahlvorſtand einſenden; die 
Freigebühr wird von der Verwaltung erſtattet. Am Wahltag hat die mit der Entgegennahme der 
Wahlumſchläge und Stimmzettel betraute Perſon den äußeren Umſchlag zu entfernen und den Wahl⸗ 
umſchlag unter Vermerk der Stimmabgabe in der Wählerliſte in den Stimmzettelkaſten zu ſtecken. 


Der Wahlvorſtand kann für einzelne Abteilungen, Baubezirke, Bautrupps, zugeteilte Verkehrsämter 
uſw. einen oder mehrere Vertrauensmänner beſtimmen, deren Namen durch Aushang bekanntzugeben ſind. 
An dieſe können die Wahlberechtigten rechtzeitig ihre Stimmzettel, die zunächſt in einem Wahlumſchlag 
und ſodann iu einen zweiten Umſchlag zu legen ſind, abgeben. Der zweite Umſchlag iſt zu 
verſchließen und mit dem Namen des Wählers zu verſehen. Die Vertrauensmänner überbringen die 
entgegengenommenen Umſchläge entweder dem Wahlvorſtande perſönlich oder überſenden ſie in einem 
Einſchreibebrief an den zuſtändigen Wahlvorſtand. Die Freigebühr wird von der Verwaltung erſtattet. 
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1110 
Die mit der Entgegennahme der Wahlumſchläge und Stimmzettel betraute Perſon entfernt den Umſchlag 
im Beiſein des Vertrauensmannes — bei Überfendung durch die Poſt im Beiſein aller Mitglieder des 
Wahlvorſtandes — und ſteckt den Wahlumſchlag unter Vermerk der Stimmabgabe in der Wählerliſte in 
den Stimmzettelkaſten. 0 


Zu Abſchnitt II (SS 29 bis 32 der Wahlordnung). 


f : 83, 

Für den ZA A. bildet das geſamte Verkehrsgebiet der PTV. einen Wahlkörper. Für die Leitung 
der Wahlen zum ZA A. iſt in Danzig ein Zentralwahlvorſtand gemäß $ 23 des Geſetzes zu beſtellen. 
Für die erſte Wahl regelt fich die Beſtellung des Zentralwahlvorſtandes nach § 101 des Geſetzes betr. 
Err. von AA., jedoch mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Arbeiter- und Angeſtelltenausſchuſſes der 
vorhandene Arbeiter- und Angeſtellten-⸗Hauptausſchuß tritt. 


8 4. 


Die örtlichen Dienſtſtellen ermitteln an dem im 8 2 der Verordnung über die Bildung von Betriebs⸗ 
vertretungen im Bereich der PTV. angegebenen Tage die Zahl der bei ihnen beſchäftigten Arbeitnehmer 
im Benehmen mit den Einzel⸗BV., und zwar getrennt nach Arbeitern und Angeſtellten, und melden 
das Ergebnis der PTV. Diefe fertigt eine Zuſammenſtellung im Benehmen mit dem 3A A. 


8 5. 
Die PTV. teilt dem Zentralwahlvorſtand den ermittelten Arbeitnehmergeſamtbeſtand mit. 
g 86 ' 
Der Zentralwahlvorſtand ſtellt für die Wahl des ZAA. eine Wählerliſte derjenigen Wahlberechtigten 
auf, die nicht zum Wahlkörper einer Einzel⸗BV. gehören und benachrichtigt fie ſchriftlich von der Aufnahme 
in die Wählerliſte; er kann die Vermittlung der PTV. in Anſpruch nehmen. 


f 8 7. 

Der Zentralwahlvorſtand übergibt das Wahlausſchreiben für die Zentralarbeitnehmerausſchußwahl 
und die für dieſe gültigen Vorſchlagsliſten der PTV. die ſie ohne Verzug durch Amtsblattverfügung 
veröffentlicht. Für die Bekanntgabe des Wahlausſchreibens und der gültigen Vorſchlagsliſten an die 
Arbeitnehmer durch Aushang, unter Umſtänden auch auf andere Weiſe, haben die Dienſtſtellen zu ſorgen. 


Die Angaben ſind unverzüglich, erforderlichenfalls durch Herausgabe von Sonderſtücken des Amts⸗ 
blatts, zu veröffentlichen. Die Form iſt möglichſt ſo zu geſtalten, daß ſich die Anfertigung beſonderer 
Aushänge erübrigt; u. U. iſt dem Amtsblatt eine anſchlagfertige Beilage einzufügen. Die örtlichen 
Dienſtſtellen haben die Bekanntmachungen den Wahlvorſtänden oder Wahlleitern auszuhändigen oder da, 
wo ſolche nicht vorhanden ſind, die Aushänge ſelbſt anzubringen. Es ſind Einrichtungen zu treffen, daß 
jeder Arbeitnehmer Gelegenheit hat, ohne Aufwendung von Koſten von dem Inhalt Kenntnis zu nehmen. 
Den BB. iſt je ein Stück dieſes Amtsblatts zum Dienſtgebrauch zuzuſtellen. Außerdem ift für jedes 
Verkehrsamt (Va.) und ferner für die Poſtagenturen (Pag.), bei denen nach Anberaumung der Wahlen 
vorausſichtlich Wahlberechtigte vorhanden ſein werden, ein Stück zum Auslegen ($ 3 der Wahlordnung) 
vorrätig zu halten. 9 8 


In dem Wahlausſchreiben des Zentralwahlvorſtandes iſt darauf hinzuweiſen, daß den von den 
örtlichen Wahlvorſtänden und den Wahlleitern erlaſſenen Wahlausſchreiben zu entnehmen iſt, wo und 
wann die Wählerliſte und ein Abdruck der Wahlordnung zur Einſicht ausliegt und innerhalb welcher 
Friſt und bei wem Einſprüche gegen die Wählerliſte anzubringen ſind. 


8 9. 


Die Wahlvorſtände für die Einzel⸗BV., denen auch die Beſorgung der örtlichen Wahlgeſchäfte für 


die Wahl des ZA A. obliegt, haben nach Schluß der Wahl das Ergebnis jeder Wahl zu ermitteln und 
ſpäteſtens am dritten Tage nach der Wahl an den Zentralwahlvorſtand unter Beifügung der Stimm⸗ 
zettel in einem von der Dienſtſtelle freizumachenden Einſchreibbrief zu überſenden; die Wahlniederſchriften 
müſſen enthalten: , 
f a) die Zahl der Wahlberechtigten, 
b) die Geſamtzahl der abgegebenen Stimmen, 
9) die Zahl der auf die einzelnen Vorſchlagsliſten abgegebenen gültigen Stimmen, 
d) die Zahl der ungültigen Stimmen. 8 a At 
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. 8 10. H ? ES % re 
Name, Dienfftekung und Wohnung der Gewählten ſind von dem Sensen er ſube der EE 
sogleich mitzuteilen. Dieſe Angaben werden alsbald durch Amtsblattverfügung veröffentlicht. Für 
ſchnellſte Bekanntgabe an die Arbeitnehmer 2 Aushang, unter. 8 auch auf andere Weiſe, 
haben die Dienſtſtellen zu ſorgen. 


E 
Im übrigen finden die Beſtimmungen der 88 1 bis 22 der Wahlordnung auf die Wahl des 3A A. 
mit der Maßgabe Anwendung, daß 
1. Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe nicht gebildet werden, 
2. Ergänzungsmitglieder demnach nicht zu wählen ſind. 
Danzig, den 2. Juli 1929. 
Des Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Arczynski— 


41 Beitritt 
der Schweizer Eidgenoſſenſchaft zum internationalen Abkommen über den Schutz des gewerblichen 
Eigentums. Vom 3. 7. 1929. 


Die Schweizer Regierung hat den Beitritt der Schweizer Eidgenoſſenſchaft zu dem am 20. März 1883 
in Paris unterzeichneten und am 6. November 1925 im Haag revidierten internationalen Abkommen 
über den Schutz gewerblichen Eigentums angemeldet. 8 

Der Beitritt der Schweizer Eidgenoſſenſchaft gilt auf Grund der Befmmunge des Artikels 16 
Abſatz 3 des Abkommens vom 15. 6. 1929 ab. 


Danzig, den 3. Juli 1929. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


42 Ka Druckfehlerberichtigung 
Im Geſetzbl. 1929 Seite 101 muß es unter 3. anſtatt. „§ 58“ heißen „§ 58 Abſ. 3“. 


43 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


über die Feftftellung des N der Freien Stadt Danzig für das Hamm 1929, 


Vom 26. 6. 1929. 
8 1. 
Der ln Geſetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das génge 1020 unnd 
a) im Ordentlichen 
nach Ausſonderung der durchlaufenden Poſten 
auf 82 183 400 G reine Geſamteinnahme 
und auf 82 183 400 G reine Geſamtausgabe 
b) im Außerordentlichen di 
auf 2000 000 G Einnahme und Ausgabe feſtgeſtellt. 

Der Senat wird ermächtigt, ſchwebende Schulden zur Durchführung der durch den Haushaltsplan 


A Aufmenbingen bis zum Betrage von 6 — ſechs — Millionen. Gulden aufzunehmen. 


8 2. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 26. Juni 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Kamnitzer. 


Haupthaushaltsplan. 
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Ia 


Allgemeines 


Soziales und IIIa 
Kirchen b 


` Ste, Senf, 1 


Va 
Polizei⸗ und 
Gewerbeweſen b 
Arbeit 


Juſtiz VI 
Bauweſen, VIIa 
Betriebe, Verkehr d 
Grundbeſitz b 
Landwirtſchaft, VIIIa 
Domänen 
und Forſten 
, b 
IX 
X 
A 
Finanzweſen 8 
g 0 
D 
E 
I 


Verwaltung 


A. Ordentliches. 
Entnahme aus der Ausgleichsmaſſe 


Zahlungen, die auf allgemein rechtlichen 
Verpflichtungen und Laſten nach 
dem Friedensvertrage beruhen .. 


Zuſchuß zu den Koſten des Ausſchuſſes 


für den Hafen und die Waſſer⸗ 
wege von Danzig 


Beihilfen an notleidende Gemeinden 
7. E E E EE 
Allgemeine Verwaltung. 
Soziales und Geſundheitsweſen 
RAR e eg 


Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
einſchl. Staatsarchiv 


Verwaltung des Innern 
Handels⸗ und Gewerbeverwaltung 
e EK EE 
Juſtizverwaltung 
Offentliche Arbeiten 
Grundbeſitzverwaltunnnnn g 


Landwirtſchaftliche Verwaltung einſchl. 
Fiſcherei und Domänenverwaltung 


ihn ũ N ĩᷣͤ v 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 
Finanzverwaltung 
Mlige meines 
Steuerverwaltung 
Zölllteenlngg 
Betriebsmittelverwaltung 
Schuldenverwaltung .. 


Wenne eee 


„ 


Summe des Ordentlichen A: 
Ab: Durchlaufende Poſten 


Reine Geſamteinnahmen u.⸗Ausgaben A 


B. Außerordentliches. 
Finanzverwaltung 


Einnahme 


1929 


G 


1641 840 


2 220 

494 400 

16 787 580 
51440 


2787030 
2 921 870 
208 150 
23 350 

4 212 100 
1593 630 
982 500 


453 160 
622 020 
14 798.000 


47 970 


35 241 550 
42 610 600 
400 000 
2121 000 


Ausgabe . 
e G 


100 000 


1117 200 
200 000 
428 000 

1 804 270 

36 399 210 

1508 790 


15 780 190 
9 598 070 
282 120 
301 410 
6514230 
3467 510 
720 920 


252 580 


493 870 
621 690 
12 052 560 


330 
2 745 440 


12 188 440 
33 828 810 
300 000 


277 000 
23 053 110 
8 781790 

100 000 
4 384 470 


128000410 
45817010 


82183400 


123000410 


50 957 440 


45 817 010 


82183400 


2.000000 


Zuschuß 
G 


100 000 


1 117 200 
200 000 
425 780 

1 309 870 

19 611 630 

1 457 350 


12943160 
6 671 200 

73.970 

338 060 

2 302 130 

1.873.880 


40 710 


229 030 


2 263 470 


50 957 440 


Durlaufende Reine Gejfamt-/Reine Geſamt⸗ 1928 
Poſten Einnahme Ausgabe . 
2 199 Einnahme N Aberſchuß Zuſchuß 5 3 
G G CG o G 0 G 


J. Die Ausglei . beträgt 
am Schluſſe des sichtlich 
i 


2 AR 2 N . jahres 1928 8ſicht 3 
ER ine en Hd 2,7 Mil. G. Rah nt, 
nahme der für 1929 vor» 
geſehenen 1641 840,— G wird Sr 
mithin ein Beſtand von rund 7 
Sek SCH 100 000 et 100 000 ie 100 000 1058 000,— G verbleiben. dE 
la. Der Anteil der Freien Stadt 
an den Aufwendungen für 
\ die et vg Wa 
= — 111780 — 450 000 — 450 O0 und 100000 6. rn 
R eg 200 000 — 300 000 — 300 C00 Die in den Eingeipausfalts- 
= 2220 428 000 1850 486570 — 454 700 Ege un. Swen N 
438 040 56 360 1 866 230 466 240 1407 10 — 1030 940 fr genf ch le niht mehr 
15 105 100 1 682 420 21 204 080 f 17 503 860 34 325 70 — 1731 870 Seet, vom. 23 
51000| . 440 1457 790 42 930 1337 60 — 1 204 700 1924 und des Geſches vom 21 Mo 
vember 1924 (G. Bl. 1924 S. 65 
und 515) ſie haben nur nachricht⸗ 
975 440 1811 590 | 14 754 750 2771940 13 850 740 — 11078 800 lichen Charakter. Die Einweiſung 
der Beamtenſtellen in die aus dem 
2 439 330 482 540 7153 740 2 659 920 8850400 = 6 190 480 || Danziger 1029 00 1 vom 
5 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) 
6 660 201 490 275 460 225 690 560 290 — 334 600 || ſich ergebenden Bezüge und Amts⸗ 
bezeichnungen wird vom Senat im 
14 930 8420 346 480 — — — — Verwaltungswege nach Maßgabe 
N des dem Hauptausſchuß bekannt⸗ 
1951730] 2260 370 4 562 500 4 440 100 5 964 850 — 1524 750 || gegebenen Stellenbeſetzungsplanes 
in dem Umfange erfolgen, in dem 
1317 160] 276 470 2150 350 1334 220 3078720 — 1744 500 ed vom Senat in Kraft geſetzt 
198 270 784 230 531 650 [ 882 000 771 500 110500 — . Gbeiches gut ſinngemäß für die 
Angeſtellten. 


16050 437110 477 820 443 760 486 500 — 42 740 
49 520 572 500 572170 591 190 562 590 28 600 — 
520 000 14 278 000 11 532 560 [ 15 348 000 11 485 900] 3 862 100 — 


47 970 — 229 030 648600 297600 — 232 800 
20 341750 14 899 800 2711360 30 021 800 20 288 800] 973300) — 
223 000 42 887 600 8 558 790 36 390 800 7881 300 28 509 500 — 
— 400 000 100000|| 500 000 100 000 40000) —d 
2121 00o( — 2263 470 2302 230 4382 230 — 2 080 000 


45 817 010 82 183 400 82 183 400117028590 117028590 43 590 900 43 590 900 


2000 000 2 000 000 


FR Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Sahm. Dr. Kamnitzer. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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